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1. Rahmenbedingungen 
 Lage und Anbindung 

Nach der Regionalplanung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen ist die Gemeinde Lohkirchen der Region 18 
zugeordnet. Das Gemeindegebiet von Lohkirchen liegt ca. 9 km nordwestlich der 
Kreisstadt Mühldorf am Inn. Im Regionalplan wird das Gemeindegebiet als ländlicher 
Teilraum dargestellt, dessen Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll. 
Die Gemeinde Lohkirchen bildet gemeinsam mit den Gemeinden Oberbergkirchen, 
Schönberg und Zangberg die Verwaltungsgemeinschaft "Oberbergkirchen". Das 
Planungsgebiet befindet sich in der Gemarkung Lohkirchen im Gemeindeteil 
"Wotting", welcher in knapp 1 km Entfernung westlich vom Ort "Lohkirchen" liegt. 
Lage: Lohkirchen liegt im tertiären Hügelland des nördlichen Landkreises Mühldorf a. 
Inn im Regierungsbezirk Oberbayern, ca. 80 km östlich von München. Es ist 
erreichbar über die A 94 (Ausfahrt Ampfing oder Mühldorf a. Inn) oder über 
Bundesstraße 299 (Ausfahrt Neumarkt-Sankt Veit). Die nächstgelegenen Bahnhöfe 
befinden sich in Ampfing, Mühldorf a. Inn und Neumarkt-Sankt Veit. 
 
 

 
 
Luftbildausschnitt von Wotting/Lohkirchen; Quelle Bayernatlas, Geobasisdaten: © Bayerische 
Vermessungsverwaltung 
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 Infrastruktur 
In Wotting - Lohkirchen gibt es einen Kindergarten, eine Volksschule  und ein 
Erdkinderprojekt nach Montessori (privater Kindergarten sowie Grund- und 
Hauptschule).  
Obwohl die Gemeinde zu den einwohnermäßig kleinen und zu den wirtschaftlich 
strukturschwachen Gemeinden zählt, finden Sie eine erstaunliche Vielzahl an 
Gewerbebetrieben. 
In Lohkirchen ist eine Vielzahl mittelständischer Firmen in den Bereichen Handwerk 
und Dienstleistung, Betriebe im verarbeitenden Gewerbe, Betriebe im 
Bauhauptgewerbe und einer Vielzahl an landwirtschaftlichen Betrieben, ansässig.  
Die Wasserversorgung erfolgt derzeit durch den Zweckverband der Mettenheimer 
Gruppe, die Abwasserbeseitigung durch eine gemeindliche Kläranlage in Lohkirchen. 
Der Ort bietet ein intaktes Vereinsleben. 
 
 

 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung 
 
1.3.1 Aussagen des LEP (vom 01.01.2020) 

Das Planungsgebiet liegt in der Region 18 (Südostbayern) im „Allgemeinem 
ländlichem Raum“ und ist zudem als „Raum mit besonderem Handlungsbedarf - 
Kreisregion“ gekennzeichnet. Dieser Teilraum ist durch wirtschaftsstrukturelle oder 
sozioökonomische Nachteile gekennzeichnet bzw. ist hier eine nachteilige 
Entwicklung zu befürchten. Nach dem Vorrangprinzip sind die Teilräume vorrangig zu 
entwickeln, z.B. bezüglich des Leitziels gleichwertiger Lebens- und 
Arbeitsbedingungen. Nächste zentrale Orte sind die Oberzentren Mühldorf a.Inn, 
Altötting sowie Neuötting im Süden. 
 
(ausgewählter) Auszug aus dem LEP: 
1.1  Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 
1.1.1  Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen 
(Z)  In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen oder zu 

erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels 
beizutragen.  

(G)  Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zur 
Versorgung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden. 

1.1.2  Nachhaltige Raumentwicklung 
(G)  Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräumen ist nachhaltig 

zu gestalten. 
(G)  Bei der räumlichen Entwicklung Bayerns sollen die unterschiedlichen Ansprüche aller 

Bevölkerungsgruppen berücksichtigt werden. 
1.1.3  Ressourcen schonen 
(G)  Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeidbare Eingriffe 

sollen ressourcenschonend erfolgen. 
1.2  Demographischer Wandel 
1.2.1  Räumlichen Auswirkungen begegnen 
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(G)  Die raumstrukturellen Voraussetzungen für eine räumlich möglichst ausgewogene 
Bevölkerungsentwicklung des Landes und seiner Teilräume sollen geschaffen werden.  

(Z)  Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, 
insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu beachten.  

1.2.2  Abwanderung vermindern 
(G)  Die Abwanderung der Bevölkerung soll insbesondere in denjenigen Teilräumen, die besonders 

vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert werden.  
(G)  Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkeiten 

-  zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen,  
-  zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,  
-  zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Arbeits- und Lebensumfelds insbesondere für 

Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studenten sowie für Familien und ältere Menschen genutzt 
werden.  

1.2.6  Funktionsfähigkeit der Siedlungsstrukturen 
(G)  Die Funktionsfähigkeit der Siedlungsstrukturen einschließlich der Versorgungs- und 

Entsorgungsinfrastrukturen soll unter Berücksichtigung der künftigen Bevölkerungsentwicklung 
und der ökonomischen Tragfähigkeit erhalten bleiben.  

1.3  Klimawandel 
1.3.1  Klimaschutz 
(G)  Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere durch  

-  die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung,  

-  die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie  
-  den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendioxid und andere 

Treibhausgase.  
1.3.2  Anpassung an den Klimawandel 
(G)  Die räumlichen Auswirkungen von klimabedingten Naturgefahren sollen bei allen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden.  
 
2  Raumstruktur 
2.2  Gebietskategorien 
2.2.3  Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf 
(Z)  Teilräume mit wirtschaftsstrukturellen oder sozioökonomischen Nachteilen sowie Teilräume, in 

denen eine nachteilige Entwicklung zu befürchten ist, werden unabhängig von der Festlegung als 
Verdichtungsraum oder ländlicher Raum als Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf 
festgelegt. Lage und Abgrenzung ergeben sich aus Anhang 2 (Strukturkarte). 

2.2.4  Vorrangprinzip 
(Z)  Die Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt bei  

-   Planungen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,  
-   der Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie diesbezüglicher Fördermaßnahmen und  
-   der Verteilung der Finanzmittel, soweit die vorgenannten Aktivitäten zur Gewährung 

gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen einschlägig sind.  
 
3.  Siedlungsstruktur 
3.1  Flächensparen 
(G)  Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter 

besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet 
werden.  

(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der 
ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.  

3.2  Innenentwicklung vor Außenentwicklung 
(Z)  In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst 

vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur 
Verfügung stehen.  

3.3  Vermeidung von Zersiedelung 
(G)  Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige 
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Siedlungsstruktur sollen vermieden werden.  
(Z)  Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 

auszuweisen. Ausnahmen sind u.U. (s. LEP) möglich. 
 
4.  Verkehr 
4.2  Straßeninfrastruktur 
(G)  Bei der Weiterentwicklung der Straßeninfrastruktur soll der Ausbau des vorhandenen 

Straßennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen.  
4.4  Radverkehr 
(G)  Das Radwegnetz soll erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden. 
 
5.  Wirtschaft 
5.4.1  Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 
(G)  Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. Insbesondere hochwertige 

Böden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch 
genommen werden.  

 
6.  Energieversorgung 
6.1.1  Sichere und effiziente Energieversorgung 
(G)  Potenziale der Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sollen durch eine integrierte 

Siedlungs- und Verkehrsplanung genutzt werden. 
6.2.1  Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 
(Z)  Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 
 
Weitere Inhalte sind dem Erläuterungsbericht zur Grünordnung zu entnehmen. 

 
 
1.3.2 Aussagen des Regionalplanes Region 18 Südostbayern (Stand 2001) 

 
Gemäß der Karte „Raumstruktur“ des Regionalplanes liegt Wotting-Lohkirchen im 
Nahbereich mit dem Mittelzentrum Mühldorf a.Inn und in der Nähe von 
überregionalen Entwicklungsachsen. Westlich von Lohkirchen befindet sich ein 
wasserwirtschaftliches  Vorranggebiet.  
Ansonsten sind keine weiteren Aussagen getroffen.  
 
(ausgewählte) Aussagen des Regionalplanes 
 
Teil A Überfachliche Ziele 
Zu I Allgemeine Festlegungen 
G Die Region ist ein attraktiver Lebens- und Arbeitsraum. Die Bedeutung und Leistungskraft der Region 
zeigt sich zum einen beim produzierenden Gewerbe im nördlichen Teil der Region und zum anderen im 
Dienstleistungsbereich, der im Süden der Region dominiert, wobei im Alpengebiet der Fremdenverkehr 
eine herausragende Rolle spielt.  
Die Region ist als traditionelle Kulturlandschaft geprägt von einer Fülle an Denkmälern, Werken der 
Kunst und Volkskunde sowie des Städtebaus. Die Vielfalt dieses wertvollen Erbes lebendig zu erhalten, 
verpflichtet zu einem hohen Maß an Kulturpflege.  
 
Zu II Raumstruktur und Gemeinden  
1 G Leitbild  
Unter Erhaltung der gleichwertigen und gesunden Lebens- und Arbeitsbedingungen und unter Wahrung 
der natürlichen Lebensgrundlagen sollen die noch bestehenden Gefälle zwischen Teilräumen abgebaut 
und einer nachhaltigen Entwicklung zugeführt werden.  
Dabei sollen die Gemeinden in ihrer kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Bedeutung 
weiterentwickelt und im Rahmen ihrer Planungshoheit gestärkt werden.  
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Eine organische Siedlungsentwicklung soll regelmäßig gewährleistet sein.  
 
4 Ländlicher Teilraum, dessen Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll  
4.1 Z Die Lebens- und Arbeitsbedingungen sind in den Mittelbereichen Altötting/Neuötting, 
Berchtesgaden und Mühldorf a.Inn nachhaltig zu verbessern.  
 
Teil B 
Zu 1.3 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)  
Zu 1.3.1 G  
Stärkung der Teilräume  
Der ÖPNV, d.h. der öffentliche Personennahverkehr auf Schiene und Straße, ist Bestandteil der 
Daseinsvorsorge und wird von den Aufgabenträgern in der Region zum Teil eigenwirtschaftlich, zum Teil 
gemeinwirtschaftlich erbracht.  
Die Sicherung und die Verbesserung der Erreichbarkeit von zentralen Versorgungseinrichtungen bzw. 
Zentralen Orten, touristischen Attraktionen usw. sollen weiterhin im Fokus des ÖPNV und dessen 
Ausbauplanungen stehen. Vor allem in den stark frequentierten Verdichtungsräumen und 
Tourismusgebieten leistet der ÖPNV einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse. Als Alternative zum motorisierten Individualverkehr fördert der ÖPNV die 
Entlastung des Straßennetzes sowie die Verkehrssicherheit und trägt zugleich durch die Verringerung 
von Lärm- und Schadstoffbelastungen wesentlich zum Umweltschutz bei.  
Insbesondere in Teilen des ländlichen Raums ist zu erwarten, dass sich der demographische Wandel 
auch auf das Verkehrsangebot des ÖPNV niederschlägt. Denn einerseits ist eine regelmäßige 
Streckenbedienung, welche sich wesentlich über die Schülerbeförderung trägt, im Zuge sinkender 
Schülerzahlen ggf. gefährdet. Andererseits ist davon auszugehen, dass das Mobilitätsbedürfnis einer 
zahlenmäßig wachsenden älteren Generation, die sich grundsätzlich durch eine vergleichsweise hohe 
ÖPNV-Affinität auszeichnet, steigen wird. Damit gehen auch sich verändernde Anforderungen an den 
ÖPNV (z.B. Barrierefreiheit, neue Bedienformen) einher. Durch bedarfsgesteuerte Angebote wie 
beispielsweise mittels Einsatz von Kleinbussen oder Sammeltaxis lässt sich die Flexibilität bei der 
Bereitstellung von ÖPNV-Diensten erhöhen.  
Im Interesse einer nachhaltigen Raumentwicklung ist insbesondere der vorausschauenden Abstimmung 
zwischen der Siedlungsentwicklung und dem ÖPNV-Angebot ein hoher Stellenwert beizumessen.  
 
Weitere Inhalte sind dem Erläuterungsbericht zur Grünordnung zu entnehmen. 
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 Örtliche Rahmenbedingungen  

1.4.1 Flächennutzungsplan 

 
Abbildung: Bebauungsplan rechtsgültiger Flächennutzungsplan 
 
Für die Gemeinde Lohkirchen besteht ein rechtwirksamer Flächennutzungsplan mit 
integriertem Landschaftsplan. 
Der Bereich des Planungsgebietes ist im rechtwirksamen Flächennutzungs- und 
Landschaftsplan als Dorfgebiet gemäß § 5 BauNVO dargestellt. Der 
Flächennutzungsplan soll im Rahmen der Berichtigung (§ 13 b Satz 1 i.V.m. § 13a 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB) geändert werden und als Allgemeines Wohngebiet dargestellt 
werden.  
Die Gemeinde möchte durch die Ausweisung des Wohngebietes einerseits 
Wohnbauflächen vor allem für ortsansässige schaffen und andererseits bereits 
entwickelte Struktur sichern.  
Die Gemeinde Lohkirchen ist sich ihrer Verantwortung hinsichtlich infrastruktureller 
und landschaftspflegerischer Entwicklung bewusst und stellt diesen Bebauungsplan 
aufgrund der vorher genannten Punkte unter dem Aspekt einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung auf. 
 
 

1.4.2 Umweltverträglichkeitsprüfung 
 Die Durchführung einer UVP ist für die vorliegende Erweiterung nicht notwendig da 
die Schwellenwerte zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
überschritten werden.  
Der Bebauungsplan wird im Verfahren nach § 13 b BauGB durchgeführt.  
Gemäß § 13b BauGB „Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren“ entfällt die Ermittlung eines Ausgleichsbedarfs und anstelle des 
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Umweltberichts wird mit der vorliegenden Unterlage ein Erläuterungsbericht erstellt, 
welcher die Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft bzw. auf andere 
Schutzgüter prüft und Aussagen zu Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen 
trifft. Den umweltschützenden Belangen gem. §1a BauGB wird im vorliegenden 
Bebauungsplan bzw. Erläuterungsbericht zur Grünordnung Rechnung getragen.  
 
 

1.4.3 Bebauungsplan Wotting III / Deckblatt Nr. 1 
Derzeit liegt der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Wotting III vom 09.12.2003. Zur Schaffung 
der erforderlichen Voraussetzungen für eine Verfahren nach § 13 b BauGB wird der 
BPL Wotting III durch Deckblatt Nr. 1 geändert und dieser Bereich aus dem 
bisherigen Geltungsbereich genommen.  

 
	

Abbildung: Bebauungsplan Wotting III Deckblatt 1  
 
 

 

2. Angaben zum Planungsgebiet 
 Räumliche Lage und Begrenzung 

Das Planungsgebiet mit den Flurnummern 230, 223/1 TF, 220,13 TF, 90 TF und 131 
TF schließt eine Fläche von 9.900 qm ein und wird wie folgt begrenzt: 

- im Norden durch die ST 2091 bzw. Wohnbauland 

- im Osten durch landwirtschaftlich genutztes Anwesen 

- im Süden durch Wohnbebauung 

- im Westen durch gemischt genutzte Bebauung.  
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Verfahrensvermerke 

1. Änderungsbeschluss:
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom ............... die Änderung des Bebauungsplanes 
beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am ............... ortsüblich bekannt gemacht.

Oberbergkirchen, den..........              –Siegel-                      Schick, 1. Bürgermeister

2. Öffentliche Auslegung:
Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde in der Fassung vom ............... mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............... bis einschließlich ............... öffentlich 
ausgelegt. Dies wurde am ............... ortsüblich bekannt gemacht, mit dem Hinweis, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird. 

Ort, den.................................             –Siegel-                       Schick, 1. Bürgermeister

3. Beteiligung der Behörden:
Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom …………… wurden die 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom ............... bis einschließlich   ............... beteiligt.

Ort, den.................................             –Siegel-                       Schick, 1. Bürgermeister

4. Satzungsbeschluss:
Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ............... den Bebauungsplan/die 
Bebauungsplanänderung in der Fassung vom ............... gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen.

Ort, den.................................             –Siegel-                       Schick, 1. Bürgermeister

5. Ausgefertigt:

………………………………, den …………………….                    – Siegel – 
(Stadt / Gemeinde)

………………………………..
Name, 1. Bürgermeister

6. Bekanntmachung:
Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte ortsüblich durch Aushang am 
........... Der Bebauungsplan/die Bebauungsplanänderung mit der Begründung wird seit 
diesem  Tag zu den ortsüblichen Dienstzeiten in den Amtsräumen der Stadt(Gemeinde) 
............... zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4, der §§ 
214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden (§ 215 Abs. 2 BauGB).
Der Bebauungsplan/die Bebauungsplanänderung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 
10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 

Ort, den.................................             –Siegel-                       Schick, 1. Bürgermeister

N

BPL Wotting III - Deckblatt Nr. 1

Planstand: 10.02.2020

Präambel:

Präambel:

Die Gemeinde Lohkirchen erlässt gem. § 2 Abs. 1, §§ 9, und 10 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  (BGBl. I, 3634), Art. 81 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2018, der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) vom 22.08.1998 zuletzt geändert  durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15. 
Mai 2018 diesen Bebauungsplan als  
S a t z u n g. 

 
Bebauungsplan: Wotting III Deckblatt Nr. 1

FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Geltungsbereich der Deckblattänderung Nr. 1
Fläche wird aus dem Geltungsbereich des 
BPL Wotting IIII genommen

HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

bisheriger Geltungsbereich
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 Verkehrsanbindung 

Überörtliche Straßen: 
Das Planungsgebiet wird im innerörtlichen Bereich von der Staatsstraße 2091 aus 
und dem „Ahornweg“ erschlossen.  
 
Erschließung: 
Die interne Erschließung erfolgt für die geplanten Parzellen über eine neu geplante 
Verbindungsstraße vom „Ahornweg“ in Richtung der Staatsstraße ST 2091. Der 
„Ahornweg“ soll als Einbahnstraße umgewidmet werden. Zur Erschließung des 
Baugebietes von der St 2091 ist zusätzlich eine Linksabbiegespur erforderlich.  
 
Intern wird das Planungsgebiet mit einer Verbindungsstraße mit einer Breite 5,50 m 
und einseitigem Gehweg von 1,50 m Breite erschlossen. Im Rahmen der Planung 
wird in der nördlichen Grünfläche auch ein Gehweg mit einer Breite von 1,5m 
vorgesehen.  
 
 

 Stromversorgung 

Die elektrische Versorgung erfolgt durch die Bayernwerk AG Netzcenter Ampfing 
Mobil-Oil-Straße 34 84539 Ampfing. Für sämtliche Neubauten wird die Zuleitung 
mittels Erdkabel ausgeführt. Zur Schaffung von Schaltmöglichkeiten im künftigen 
Niederspannungs-Kabelnetz kann der Einbau von Kabelverteilerschränken notwendig 
werden. Damit eine Beeinträchtigung der privaten Verkehrsfläche unterbleibt, sollen 
die Schränke unter Berücksichtigung von Sichtdreiecken so montiert werden, dass 
die jeweilige Schrankvorderseite mit den Grundstücksgrenzen bzw. Zaunflucht 
übereinstimmt und die Anlage ggf. auch in betroffene Privatgrundstücke hineinragen. 
Die genaue Lage dieser Anlagen ergibt sich erst im Rahmen der 
Netzwerkprojektierung. 
 
Die Nutzung der Sonnenenergie zu Warmwasseraufbereitung, Stromerzeugung, 
Heizung, usw. werden seitens der Gemeinde im Hinblick auf den schonenden 
Umgang mit Rohstoffen und des Umweltschutzes begrüßt und sollte nach dem 
derzeitigen Stand der Technik ausgenutzt werden. 
 
 

 Wasserversorgung und Abwasser-, Niederschlagswasserbeseitigung 

Wasserversorgung 
Die Gemeinde Lohkirchen hat eine eigene zentrale Wasserversorgung. Die 
Versorgung mit Trink- und Brauchwasser für das Planungsgebiet ist gesichert.  
 
Abwasserbeseitigung 
Die Ortschaft Lohkirchen bzw. Wotting ist voll kanalisiert. Die Abwässer werden in der 
gemeindlichen Kläranlage gereinigt. Die Kanalisation besteht in diesem Bereich 
ausschließlich aus einer Schmutzwasserkanalisation.  
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Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Ableitung des Regenwassers erfolgt mittels eines Trennsystems über 
Rohrleitungen in das bestehende Regenrückhaltebecken auf Flurnummer 256/1. Das 
derzeit bestehende Volumen reicht voraussichtlich für das geplante Baugebiet aus. 
Der Nachweis wird im Rahmen eines nachgelagerten Wasserrechtsverfahrens 
erbracht.  
Die Zunahme wasserundurchlässiger Bebauungs- und Verkehrsflächen ist eine der 
Ursachen dafür, dass sich der Oberflächenwasserabfluss auf Kosten der 
Grundwasserneubildung erhöht. 
Die Versickerungsfähigkeit der Planungsflächen ist daher soweit wie möglich aufrecht 
zu erhalten. Im Bebauungsplan werden daher entsprechende Festsetzungen 
getroffen: 
Untergeordnete Verkehrsflächen, wie Kraftfahrzeugstellplätze und Fußwege sind 
versickerungsfähig zu befestigen (z. B. mit Rasengittersteinen, rasenverfugtem 
Pflaster, Schotterrasen, wassergebundener Decke). Unverschmutztes 
Niederschlagswasser soll zur Entlastung der Kanalisation und zum Zwecke der 
Nutzung (z.B. Gartenwasser) gesammelt bzw. - sofern die Bodenverhältnisse dies 
zulassen - durch Versickerung dem Grundwasser zugeführt werden.  
 
Starkniederschläge / Sturzfluten 
Starkniederschläge und damit verbundene Sturzfluten sind sehr seltene und kaum 
vorhersehbare Ereignisse, die aber bei realem Auftreten sehr große Schäden 
hervorrufen können. Starkregenereignisse können flächendeckend überall auftreten 
und werden voraussichtlich durch die Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität 
weiter zunehmen. Vor diesem Hintergrund ist es aus unserer Sicht unabdingbar, alle 
Möglichkeiten zur Minimierung der potenziellen Schäden ins Auge zu fassen. Ziel 
muss es dabei sein, alle möglichen Wassereindringwege in die geplanten Gebäude 
bis zu den relevanten Höhen zu verschließen. Außerdem muss durch entsprechend 
angepasste Nutzung der tieferliegenden Räume sichergestellt werden, dass 
empfindliches oder besonders wertvolles Inventar nicht durch Wassergefahren 
geschädigt werden kann. Auch bei Bauvorhaben, bei denen die Barrierefreiheit zu 
fordern ist, muss der Schutz vor eindringendem Wasser ausreichend berücksichtigt 
werden.  
Aufgrund der topographischen Lage des Baugebietes (Höhenrücken) ist die Gefahr 
von Überflutungen durch Starkregenereignisse vergleichsweiße geringer als in 
anderen Ortsteilen, jedoch auch nicht völlig auszuschließen. Die Erschließungsstraße 
weist durchgängig ein leichtes Gefälle nach Norden auf. Das Gelände nördlich des 
Baugebietes liegt tiefer als die geplante Bebauung. Wenn bei Starkregen die 
Entwässerungseinrichtungen das Regenwasser nicht aufnehmen kann, dann kann es 
oberflächlich ablaufen ohne Gefahr zu laufen, dass es in Häuser eindringt. 
Eine hochwasserangepasste Bauweise wird empfohlen. 
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 Fernmeldewesen 

Alle Kabelleitungen sind mit ausreichenden Dienstbarkeiten zu sichern. Die 
Verlegung kann oberirdisch und unterirdisch erfolgen.  Eine rechtzeitige 
Koordinierung erfolgt im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen. 

 
 

 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung wird über das Trinkwassernetz des Wasserversorgers 
sichergestellt.  
 

 
 Altlasten 

Altlasten sind der Gemeinde keine bekannt.  
 

 
 Spartengespräche 

Es wird angeregt vor Baubeginn ein Spartengespräch mit den unterschiedlichen 
Versorgungsträgern durchzuführen. (Bayernwerke, Deutsche Telekom, usw.). 
 
 

 
3. Ziel und Zweck der Planung 

Der qualifizierte Bebauungsplan (i.S. des § 8 BauGB) soll neues Baurecht für 
familiengerechte Wohngebäude schaffen. Er wird aufgestellt um den Bedarf an 
Wohnungen für Familien in Wotting - Lohkirchen zu decken und in eine städtebaulich 
verträgliche Dimension und Ordnung zu führen.  
Geplant ist diese innerörtliche Grünfläche südlich der St 2091 einer sinnvollen 
städtebaulichen Entwicklung zuzuführen.  
Der Bebauungsplan ist als qualifizierter Bebauungsplan, im Sinne des § 30 Abs. 1 
BauGB aufgestellt und steht der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des 
Gemeinde Lohkirchen nicht entgegen. Der Bebaungsplan wird im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 b BauGB durchgeführt.  

 
 
 
4. Städtebauliche Begründung/Entwurf 

Für den Ortsteil Wotting wurde ein städtebauliches Konzept entwickelt, das eine 
Erweiterung der bestehenden Ortschaft Richtung Osten, südlich und nördlich der 
Staatsstraße, durch Wohn- und Mischgebietsflächen vorsieht. Aufgrund des 
derzeitigen Bedarfes an Bauflächen wird aus diesem Gesamtkonzept vorerst nur eine 
Teilfläche in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Binderwiese" einbezogen. 
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Der städtebauliche Entwurf geht von einer Erweiterung der Bebauung südlich der 
Staatsstraße St 2091 aus und wird über eine neu geplante Verbindungsstraße vom 
„Ahornweg“ in Richtung St 2091 erschlossen.  
Das Planungsgebiet weist einen Höhenunterschied von ca. 6 m auf und es befindet 
sich nur ein einzelner Baum auf dem Grundstück, ansonsten fehlen 
naturschutzfachlich wertvolle Lebensräume oder Vegetationsbestände, innerhalb des 
Geltungsbereiches vollständig.  
 
Der städtebauliche Entwurf sieht 8 Wohnhäuser mit Garagen vor. Die zulässigen 
Gebäudetypologien ergeben sich aus der gewünschten Wohnform und gewünschten 
städtebaulichen Entwicklung.  
Die städtebauliche Anordnung der Gebäude ergibt sich aus der Topographie. Die 
Gebäude wurden überwiegend so situiert und in das Gelände eingebunden (parallel 
zum Höhenverlauf), dass die Eingriffe in die Topographie auf ein Mindestmaß 
reduziert werden und Durchblicke verbleiben. Um eine ortsuntypische 
Kleinstparzellierung zu verhindern und den Bereich ruhig zu gestalten sind die 
Gebäude zudem nur als Einzelhäuser zulässig. Der Bebauungsplan schafft 
Wohnraum für bis zu 16 Wohnungen.  
Die Gebäude sind nur als Satteldächer entsprechend der ortsüblichen Prägung 
festgesetzt und wurden in Abhängigkeit von der Topographie und aus energetischen 
Gründen überwiegend süd-/südwestorientiert geplant. Um attraktive Freiflächen auf 
den Grundstücken zu schaffen wurden die Nebengebäude/Gebäude so situiert, dass 
die Südwestseiten gut belichtet bleiben.  
Eine Eingrünung des Plangebietes ist nur in Richtung Nord entlang der St 2091 
erforderlich, hier ist auch eine Baumreihe geplant. Die vorgesehenen Fußwege sollen 
die einzelnen Quartiere sinnvoll miteinander verbinden.  
 
Analog zur Gebäudesituierung wurde die Lage und Anordnung der 
Erschließungsstraße so gewählt, dass nur geringfügige Geländeveränderung 
notwendig werden und eine möglichst ökonomische Erschließung mit geringem 
Flächenverbrauch erreicht wird. Zur Gliederung des Straßenraumes sind zusätzlich 
zahlreiche Baumpflanzungen (jedoch auf Privatgrund) vorgesehen. 
Für das geplante Baugebiet ist eine Haupterschließung mit einer Verkehrsfläche von 
5,5m und einem einseitigen Gehweg mit einer Breite von 1,5m geplant.  
Für eine mögliche Siedlungserweiterung zu späterem Zeitpunkt wurde eine 
Anbindungsmöglichkeit vorgesehen. 
 
 

 
5. Festsetzungen und Planinhalt 

 Art der baulichen Nutzung 

Das Planungsgebiet wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 
festgelegt. Durch diese Festlegung soll gewährleistet werden, dass dieser Bereich 
grundsätzlich der bereits vorhandenen Prägung, dem Wohnen, vorbehalten bleibt. 
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Unzulässig sind nur  Anlagen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, § 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO Anlagen für Verwaltungen, § 4 Abs. 2 Nr. 
2 BauNVO Schank- und Speisewirtschaften,   § 4 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO 
Gartenbaubetriebe und § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO Tankstellen, da das Gebiet 
überwiegend dem Wohnen vorbehalten bleiben soll. 

  
 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximal zulässige Grundfläche in 
den Bauräumen (GR_1 für Hauptgebäude und GR_2 für Nebengebäude, Garagen & 
Carports) und der Angabe der maximalen Wandhöhe bezogen auf eine genau 
definierte Höhenkote über Normal Null festgelegt. Die GR Werte sichern die 
städtebaulich gewünschte Kubatur. 
Die maximal zulässige Grundfläche der Hauptbaukörper darf durch Anlagen des § 19 
Abs. 4 BauNVO (Stellplätze mit ihren Zufahrten), Nebenanlagen i.S. des § 14 bis zu 
einer maximalen GRZ von 0,50 überschritten werden.  
Die festgesetzten Wandhöhen mit mindestens 4,50 m bis maximal 4,70 m beim 
Haustyp a und mindestens 5,50 m bis maximal 6,30 m beim Haustyp b entsprechen 
der bereits vorhandenen Prägung (Umgebungs-Wohnbebauung) und sichern das 
städtebaulich gewünschte Erscheinungsbild.  
Die Außenwandhöhe wird vom festgesetzten Höhenkotenbezugspunkt bis zum 
Schnittpunkt der Außenfläche der Außenwand mit der Dachhautoberkante gemessen. 
Eine Abweichung von diesem Bezugspunkt darf in Abhängigkeit von der Situierung 
der Gebäude innerhalb des Baufensters um maximal +/- 0,2 m erfolgen. 
Überschreitungen der Wandhöhe sind unzulässig, daher wurde für Aufschüttungen 
und Abgrabungen auf das notwendige Mindestmaß definiert.  
Die zulässige überbaubare Grundfläche, sowie Wandhöhen orientieren sich an der 
umgebenden Bebauung und sicheren ein ortstypisches Maß an Versiegelung in 
diesem Bereich. Die Überschreitung der maximal zulässigen Grundfläche (bis zu 0,5) 
begründet sich durch die relativ großen Grundstückszuschnitte.  
Abgrabungen und Aufschüttungen sind innerhalb der Baufenster nur bis max. 0,75 m, 
außerhalb bis maximal 0,50 m zulässig, der Grenzverlauf an der Grundstückgrenze 
soll erhalten bleiben, Abgrabungen und Aufschüttungen dürfen generell nicht 
aneinandergrenzen um das vorhandene Geländerelief zu sichern und eine 
Terrassierung der Grundstücke zu vermeiden. Das Freilegen der Untergeschosse ist  
generell unzulässig, damit hier keine größeren Wandhöhen entstehen können. 

	
 Bauweise und überbaubare Grundfläche 

Die Festlegung von Baugrenzen für Hauptgebäude und Garagen/Carports bzw. 
Nebengebäude schafft für dieses Wohngebiet eine ortstypische, offene Bauweise. 
Die Anordnung der Einzelhäuser entspricht der bereits begonnenen städtebaulichen 
Struktur und sichert die Lage der gewünschten Baukörper in diesem Quartier.  
Die Situierung der Garagen wurde verbindlich definiert um das gewünschte 
städtebauliche Erscheinungsbild zu definieren die geforderte Anzahl für die geplante 
Bebauung nachzuweisen bzw. zu prüfen. Die Lage der offenen Stellplätze ist frei 
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wählbar, der Stauraum vor den Garagen, hier 6,0m, kann jedoch nicht zum 
Stellplatznachweis herangezogen werden.  

 
 

 Bauliche Gestalt 

Generell wurden im Planungsgebiet nur ortstypische Satteldächer zugelassen.  
Für Haustyp a ist eine Dachneigung von 26-35° vorgesehen, Dachaufbauten sind nur 
in Form von Zwerch-/Standgiebeln oder 2 Giebelgauben ab einer Dachneigung von 
28° zulässig. Kombinationen aus Standgiebel oder Giebelgauben sind unzulässig. 
Für Haustyp b ist eine Dachneigung von 18-25° und Wandhöhen von 5,50 m bis 6,30 
m, zulässig. Der Haustyp b kann ohne Dachaufbauten ausreichend belichtet werden, 
im Rahmen der vorliegen Planung hat sich die Gemeinde jedoch entscheiden 
Zwerch- und Standgiebel bis zu einer Breite von 40% der Gebäudelänge und einer 
Tiefe von max. 15% der Gebäudebreite zuzulassen. Beide Haustypen sichern einen 
harmonischen Übergang der Bebauung in Richtung des Ortsrandes und ortstypische 
Bauweise.  
 
Die Dächer der Garagen sind entsprechend dem Dach des Hauptgebäudes als 
Satteldach, als angepultetes Dach oder als begrüntes Flachdach zulässig.  
Die Gebäudetypologien und Dachformen sind den bereits bestehenden Haustypen 
entlehnt.   

 
 Verkehrsflächen 

Für das geplante Baugebiet ist eine Haupterschließung mit einer Verkehrsfläche von 
5,5m und einem einseitigen Gehweg mit einer Breite von 1,5m geplant.  
Zur Erschließung des Baugebietes wurde im Bereich der St 2091 eine zusätzliche 
Linksabbiegespur geplant. Der Verkehrsraum des „Ahornwegs“ wird mit einer Breite 
von 6,0 m gesichert. Ein Ausbau ist jedoch derzeit nicht geplant. Zur Realisierung des 
vorliegenden Baugebietes wird der „Ahornweg“ zur Einbahnstraße umgewidmet, da 
der Begegnungsfall im „Ahornweg“ aufgrund der fehlenden Straßenbreite nur bedingt 
möglich ist.  

 
 Garagen, Nebengebäude und Nebenanlagen 

Die Lage von Garagen, Carports und Nebengebäude wurde verbindlich definiert, die 
Situierung der Garagen ist auch innerhalb des Baugrenzen der Hauptgebäude 
möglich und teilweise auch erforderlich.  

Stellplätze, private Verkehrsflächen und Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO sind 
innerhalb und außerhalb der Baugrenzen zulässig. Die Lage der Nebengebäude 
wurde so definiert, dass diese überwiegend hinter den prägenden Hauptgebäuden 
zurück bleiben und somit der Straßenraum nicht durch untergeordente 
Nebengebäude definiert wird. Die Festlegung der Baugrenzen auch für 
Nebengebäude sichert die gewünschte städtebauliche Lage zusätzlich. 
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Die Wandhöhen für Garagen wurde abweichend von der Bayerischen Bauordnung 
mit 3,5 m im Mittel, maximal jedoch 4,0m talseitig, ab OK Fertigfußboden jedoch max. 
3,0 m festgesetzt.  

 

 Flächen und Anzahl der Stellplätze,  

Im Planungsgebiet sind je Wohnung 2 Stellplätze notwendig, für Wohnungen unter 50 
qm (Einliegerwohnungen) nur ein Stellplatz. Die Stellplätze können entweder in 
Garagen oder als freie Stellplätze nachgewiesen werden. Die geforderte 
Aufstellfläche von 6,0 m vor den Garagen ist nicht als Stellplatz zulässig. 

 
 Grünordnung 

Das Planungsgebiet nimmt mit seiner Lage im ortsräumlichen Verbund eine wichtige 
räumliche und zugleich vernetzende Stellung ein. Die Sicherung bestehender 
wertvoller Lebensräume und Biotopstrukturen wurde bereits bei der Standortwahl 
berücksichtigt. Die Fläche ist aufgrund des Fehlens dieser Lebensräume und 
Biotopstrukturen für die Bebauung geeignet. 
In direkten Wirkraum befinden sich keine Biotope oder geschützte Lebensräume. 
Nördlich des Geltungsbereiches in einer Entfernung von ca. 100 m befindet sich ein 
Heckenbiotop.  
Ziel der Grünordnung ist es, eine verträgliche Einbindung der Bebauung am 
südlichen Ortsrand von Wotting sicherzustellen und eine bessere Vernetzung über 
neu geschaffene Grünflächen und Einzelpflanzungen zu ereichen. Innerhalb der 
Grundstücke soll außerdem eine ortstypische Durchgrünung mit standortgerechten 
bzw. heimischen Laubbäumen und Sträuchern sichergestellt werden. Die Eingrünung 
nach Norden zur St 2091 erfolgt durch die Anlage einer Baumreihe, nach Süden ist 
aufgrund der vorhanden und noch möglichen Bebauung keine Eingrünung i.S. einer 
Ortsrandeingrünung erforderlich.  So soll hier eine dorfgerechte und für dieses 
Quartier prägenden Eingrünung geschaffen werden. 
Die Art der zu pflanzenden Bäume wurde entsprechend den regionaltypischen und 
heimischen Vorkommen und unter besonderer Berücksichtigung der Belange des 
Artenschutzes (Vogelnähr- und Nistgehölz) gewählt. Durch die definierte Lage und 
die Festsetzung einer Mindestanzahl von neu zu pflanzenden Bäumen wird die 
ortstypische Durchgrünung sichergestellt und verbessert sowie eine Vernetzung der 
Lebensräume innerhalb und außerhalb des Planungsumgriffs geschaffen. Diese 
Vernetzung ist insbesondere von Bedeutung, da das Planungsgebiet den Übergang 
zum südlichen Ortrand darstellt.  
 
 
 

6. Naturschutz und Landschaftspflege 
Durch den Bebauungsplan ist ein Eingriff in die Natur und Landschaft, gemäß § 1a 
BauGB und § 18 BNatSchG gegeben. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
beziehungsweise des Landschaftsbildes wird dadurch beeinträchtigt. Gemäß § 13b 
BauGB „Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“ 
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entfällt die Ermittlung eines Ausgleichsbedarfs und anstelle eines Umweltberichts 
wird ein Erläuterungsbericht erstellt, welcher die Auswirkungen der Planung auf Natur 
und Landschaft bzw. auf andere Schutzgüter prüft und Aussagen zu Vermeidungs- 
und Verringerungsmaßnahmen trifft. Trotz der baulichen Maßnahmen mit Eingriffen 
i.S. des Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft ist keine 
Kompensation zu leisten.   
 
 
 

7. Umweltprüfung 
 Die UP – Umweltprüfung entfällt aufgrund des beschleunigten Verfahrens gemäß § 

13b BauGB  (s. o.). Stattdessen wird ein Erläuterungsbericht erstellt der 
nachfolgender Teil der vorliegenden Begründung ist. 

 
 
 
8. Denkmalschutz (Siehe Erläuterungsbericht zur Grünordnung) 

 
 
9. Immissionsschutz (Siehe Erläuterungsbericht zur Grünordnung 

und Gutachten von Hoock & Partner) 
	
 
10. Flächenbilanz 

Räumlicher Geltungsbereich     ca.  9.900 qm  
davon Verkehrsflächen     ca.      2.845 qm 
 öffentliche Straße     ca.  2.400 qm 
 öffentlicher Fußweg     ca.  445 qm 
davon Grundstücke /Bauland     ca.  6.155 qm 

davon Hauptgebäude     ca. 1.120 qm  
davon Gebäude, Ga / Ca / NG   ca.     480 qm 
davon Zufahrten/Stellplätze/ Terrassen (maximal) ca.     1.480 qm 
davon Gartenfläche (min.) inkl. Priv. Grünfläche ca.     3.075 qm 

davon Grünflächen      ca.  900 qm 
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Erster Bürgermeister    Landschaftsarchitekt / Stadtplaner 
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